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Bekanntmachung zur
Landtagswahl am 14. Mai 2017

Am Montag, dem 3. April 2017, 15:00 Uhr,
findet im Rathaus Abtei, Zimmer 37, eine
Sitzung des Kreiswahlausschusses für die
Wahlkreise

49 – Mönchengladbach I und
50 – Mönchengladbach II

statt.

Tagesordnung:
Prüfung und Zulassung der Kreiswahlvor-
schläge für die Landtagswahl am 14. Mai
2017.

Die Sitzung ist öffentlich.

Mönchengladbach, den 21.03.2017

Hans Wilhelm Reiners
Kreiswahlleiter der
Wahlkreise 49 Mönchengladbach I
und 50 Mönchengladbach II

Bundestagswahl 2017

Wahlbekanntmachung
des Kreiswahlleiters für den

Wahlkreis 109
Mönchengladbach

Aufforderung zur Einreichung
von Kreiswahlvorschlägen

Nachdem der Bundespräsident durch An-
ordnung vom 23. Januar 2017 (BGBl. I S.
74) den 24. September 2017 als Wahltag
für die Wahl zum 19. Deutschen Bundes-
tag bestimmt hat, fordere ich hiermit
gemäß § 32 Abs. 1 Satz 1 der Bundes-
wahlordnung (BWO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 19. April 2002
(BGBl. I S. 1376), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 13. Mai 2013 (BGBl. I

S. 1255,) mittelbare Änderung durch Ge-
setz vom 03.05.2016 (BGBl. I S. 1062) ist
berücksichtigt, auf, Kreiswahlvorschläge
für den Wahlkreis 109 möglichst frühzeitig
einzureichen. 

Hierzu gebe ich folgendes bekannt: 

Gebiet des Wahlkreises 109 Mönchen-
gladbach

Der Wahlkreis 109 umfasst das Gebiet der
kreisfreien Stadt Mönchengladbach.

Frist für die Einreichung von Kreiswahl-
vorschlägen 

Für die Wahl zum 19. Deutschen Bundes-
tag am 24. September 2017 können
Kreiswahlvorschläge für den Wahlkreis
109 bis zum 

17. Juli 2017, 18.00 Uhr

eingereicht werden [§ 19 Bundeswahlge-
setz (BWG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. Juli 1993 (BGBl. I
S. 1288, 1594), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Mai 2016
(BGBl. I S. 1062)]. 

Einreichung der Kreiswahlvorschläge

Die Kreiswahlvorschläge können persön-
lich eingereicht werden bei:

Stadt Mönchengladbach
Fachbereich Bürgerservice 
Abteilung Einwohnermelde-
angelegenheiten und Wahlen
Goebenstraße 4-8 (Vitus-Center),
Eingang D, Zimmer 336,
41061 Mönchengladbach. 

Des Weiteren per Post:
Der Oberbürgermeister

Fachbereich Bürgerservice,
Abteilung Einwohnermeldeangelegen -

heiten und Wahlen
41050 Mönchengladbach.

Wahlvorschlagsrecht 

Kreiswahlvorschläge können von Parteien
und nach Maßgabe des § 20 BWG von
Wahlberechtigten eingereicht werden (§ 18
Abs. 1 BWG). Der Kreiswahlvorschlag darf
nur den Namen einer Bewerberin bzw.
eines Bewerbers enthalten. Eine Partei
kann in jedem Wahlkreis nur einen Kreis-
wahlvorschlag einreichen (§ 18 Abs. 5
BWG).

Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge

Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem
Muster der Anlage 13 BWO eingereicht
werden. Er muss enthalten: 

1. Familienname, Vornamen, Beruf oder
Stand, Geburtsdatum, Geburtsort und
Anschrift (Hauptwohnung) – Straße,
Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort –
der Bewerberin bzw. des Bewerbers

2. den Namen der einreichenden Partei
und, sofern sie eine Kurzbezeichnung
verwendet, auch diese, bei anderen
Kreiswahlvorschlägen deren Kenn-
wort (§ 20 Abs. 4 BWG).

Als Bewerberin bzw. Bewerber kann nur
vorgeschlagen werden, wer wählbar ist
und die Zustimmung zu seiner Aufstellung
schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist
unwiderruflich (§ 15 i. V. m. § 20 Abs. 1
BWG). Jede Bewerberin bzw. Bewerber
kann nur in einem Wahlkreis und hier nur
in einem Kreiswahlvorschlag benannt wer-
den. 

Aufstellung von Parteibewerbern 

Als Bewerberin bzw. Bewerber einer
Partei kann in einem Kreiswahlvorschlag
nur benannt werden, wer in einer Mit -
gliederversammlung zur Wahl einer Wahl-
kreisbewerberin bzw. eines Wahlkreis -
bewerbers oder in einer besonderen oder
allgemeinen Vertreterversammlung hierzu
gewählt worden ist (§ 21 Abs. 1 Satz 1
BWG). 
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Mitgliederversammlung zur Wahl einer
Wahlkreisbewerberin bzw. eines Wahl-
kreisbewerbers ist eine Versammlung der
im Zeitpunkt ihres Zusammentritts im
Wahlkreis 109 zum Deutschen Bundestag
wahlberechtigten Mitglieder der Partei. 

Besondere Vertreterversammlung ist
eine Versammlung der von einer der -
artigen Mitgliederversammlung aus ihrer
Mitte in geheimer Abstimmung gewählten
Vertreter.

Allgemeine Vertreterversammlung ist
eine nach der Satzung der Partei (§ 6 Par-
teiengesetz) allgemein für bevorstehende
Wahlen von einer derartigen Mitglieder-
versammlung aus ihrer Mitte in geheimer
Abstimmung bestellte Versammlung. 

Die Wahlen der Bewerberinnen bzw. Be-
werber dürfen frühestens 32 Monate nach
Beginn der Wahlperiode des 18. Deut-
schen Bundestages, d.h. frühestens ab
23. Juni 2016, und die Wahlen der Vertre-
ter für die Vertreterversammlungen frühe-
stens 29 Monate nach Beginn der Wahl-
periode, d. h. frühestens ab 23. März
2016, stattgefunden haben (§ 21 Abs. 3
BWG) bzw. stattfinden. 

Das Nähere zur Wahl der Vertreter für die
Vertreterversammlung, zur Einberufung
und Beschlussfähigkeit der Mitglieder-
oder Vertreterversammlung sowie zum
Verfahren für die Wahl der Bewerberin
bzw. des Bewerbers regeln die Parteien
durch ihre Satzungen (§ 21 Abs. 5 BWG). 

Vertrauenspersonen 

In jedem Kreiswahlvorschlag sollen eine
Vertrauensperson und eine stellvertreten-
de Vertrauensperson bezeichnet werden
(§ 22 Abs. 1 Satz 1 BWG i.V.m. § 34 Abs.
1 Satz 3 BWO). Fehlt diese Bezeichnung,
so gilt die Person, die als erste unter-
zeichnet hat, als Vertrauensperson, und
diejenige, die als zweite unterzeichnet hat,
als stellvertretende Vertrauensperson. 

Soweit im Bundeswahlgesetz nichts an-
deres bestimmt ist, sind nur die Vertrau-
ensperson und die stellvertretende Ver-
trauensperson, jede für sich, berechtigt,
verbindliche Erklärungen zum Kreiswahl-
vorschlag abzugeben und entgegen -
zunehmen (§ 22 Abs. 2 BWG). 

Die Vertrauensperson und die stellvertre-
tende Vertrauensperson können durch
schriftliche Erklärung der Mehrheit der
Unterzeichner des Kreiswahlvorschlages
an den Kreiswahlleiter abberufen und
durch andere ersetzt werden (§ 22 Abs. 3
BWG).

Zur Erleichterung des Verkehrs mit dem
Kreiswahlleiter empfiehlt es sich, zu Ver-
trauenspersonen und stellvertretenden
Vertrauenspersonen vorrangig Personen
zu bestimmen, die in Mönchengladbach
oder in der näheren Umgebung wohnen. 

Unterzeichnung der Kreiswahlvorschläge 

Der Kreiswahlvorschlag einer Partei ist
von mindestens drei Mitgliedern des Vor-
standes des Landesverbandes, darunter
dem Vorsitzenden oder seinem Stellver-
treter, persönlich und handschriftlich zu
unterzeichnen. Hat eine Partei in Nord-
rhein-Westfalen keinen Landesverband
oder keine einheitliche Landesorgani -
sation, so muss der Kreiswahlvorschlag
von dem Vorstand des nächstniedrigen
Gebietsverbandes, in dessen Bereich der
Wahlkreis 109 liegt, dem Satz 1 gemäß
unterzeichnet sein. Die Unterschriften des
einreichenden Vorstandes genügen, wenn
er innerhalb der Einreichungsfrist nach-
weist, dass dem Landeswahlleiter eine
schriftliche, dem § 34 Abs. 2 Satz 1 BWO
entsprechende Vollmacht der anderen be-
teiligten Vorstände vorliegt (§ 20 Abs. 2
Satz 1 BWG, § 34 Abs. 2 BWO). 

Beteiligungsanzeige 

Parteien, die im Deutschen Bundestag
oder in einem Landtag seit deren letzter
Wahl nicht auf Grund eigener Wahlvor-
schläge ununterbrochen mit mindestens
fünf Abgeordneten vertreten waren, kön-
nen als solche einen Kreiswahlvorschlag
nur einreichen, wenn der Bundeswahlaus-
schuss ihre Parteieigenschaft festgestellt
hat. 

Zu diesem Zweck müssen diese Parteien
dem 

Bundeswahlleiter 
Statistisches Bundesamt 
65180 Wiesbaden 

spätestens am 

19. Juni 2017

ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich an-
gezeigt haben (§ 18 Abs. 2 BWG). In der
Anzeige ist anzugeben, unter welchem
Namen sich die Partei an der Wahl beteili-
gen will. 

Die Anzeige muss von mindestens drei
Mitgliedern des Bundesvorstandes, dar-
unter der bzw. dem Vorsitzenden oder de-
ren Stellvertreter, persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein. Hat eine
Partei keinen Bundesvorstand, so tritt an
die Stelle des Bundesvorstandes der Vor-
stand der jeweils obersten Parteiorganisa-
tion. 

Der Anzeige sind die schriftliche Satzung
und das schriftliche Programm der Partei
sowie der Nachweis über die satzungs-
gemäße Bestellung des Vorstandes beizu-
fügen. Vorsorglich wird darauf hin -
gewiesen, dass die Anzeige gemäß § 18
Abs. 2 BWG nicht durch die Übersendung
der Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 des
Parteiengesetzes ersetzt wird, also unab-
hängig von diesen Mitteilungen geboten
ist. 

Der Bundeswahlausschuss stellt gemäß 
§ 18 Abs. 4 BWG spätestens am 07. Juli
2017 fest, 

1. welche Parteien im Bundestag oder in
einem Landtag seit deren letzter Wahl
auf Grund eigener Wahlvorschläge
ununterbrochen vertreten waren und 

2. welche Vereinigungen, die ihre Beteili-
gung angezeigt haben, für die Wahl
als Parteien anzuerkennen sind. 

Zu der Sitzung des Bundeswahlausschus-
ses über die Feststellung der Partei -
eigenschaft werden die Vereinigungen,
die ihre Beteiligung an der Wahl angezeigt
haben, vom Bundeswahlleiter eingeladen.
Die Feststellung des Bundeswahlaus-
schusses macht der Bundeswahlleiter im
Bundesanzeiger öffentlich bekannt. Sie ist
für alle Wahlorgane verbindlich. 

Unterstützungsunterschriften 

Kreiswahlvorschläge einzelner Wahl -
berechtigter und Wählergruppen sowie
von Parteien, deren Parteieigenschaft
vom Bundeswahlausschuss festgestellt
worden ist, müssen bei Wahlvorschlägen
für den Wahlkreis 109 von mindestens
200 Wahlberechtigten des Wahlkreises
109 persönlich und handschriftlich unter-
zeichnet sein (§ 20 Abs. 2 Satz 2 und
Abs. 3 BWG). Die Wahlberechtigung der
Unterzeichner muss im Zeitpunkt der
Unterzeichnung gegeben sein und ist bei
Einreichung des Kreiswahlvorschlages
nachzuweisen (§ 20 Abs. 2 Satz 2 zweiter
Halbsatz BWG). 

Die Unterschriften sind auf amtlichen
Formblättern nach Anlage 14 BWO unter
Beachtung folgender Vorschriften zu er-
bringen: 

1. Die Formblätter werden auf Anforde-
rung vom Kreiswahlleiter geliefert. Bei
der Anforderung sind Familienname,
Vornamen und Anschrift (Hauptwoh-
nung) des vorzuschlagenden Bewer-
bers bzw. der vorzuschlagenden Be-
werberin anzugeben. Als Bezeichnung
des Trägers des Wahlvorschlages, der
den Kreiswahlvorschlag einreichen
will, sind außerdem bei Parteien deren
Namen und, sofern sie eine Kurz -
bezeichnung verwenden, auch diese,
bei anderen Kreiswahlvorschlägen de-
ren Kennwort anzugeben. 

2. Die Wahlberechtigten, die einen Kreis-
wahlvorschlag unterstützen, müssen
die Erklärung auf dem Formblatt per-
sönlich und handschriftlich unter-
zeichnen; neben der Unterschrift sind
Familiename, Vornamen, Geburts -
datum und Anschrift (Hauptwohnung)
des Unterzeichners sowie der Tag der
Unterzeichnung anzugeben. 

3. Für jede Unterzeichnerin bzw. für
jeden Unterzeichner ist auf dem



Formblatt oder gesondert eine Be-
scheinigung der Gemeindebehörde,
bei der sie oder er im Wählerverzeich-
nis einzutragen ist, beizufügen, dass
sie oder er im Zeitpunkt der Unter-
zeichnung im Wahlkreis 109 wahl -
berechtigt ist. Gesonderte Bescheini-
gungen des Wahlrechts sind vom Trä-
ger des Wahlvorschlages bei der Ein-
reichung des Kreiswahlvorschlages
mit den Unterstützungsunterschriften
zu verbinden. Wer für einen anderen
eine Bescheinigung des Wahlrechts
beantragt, muss nachweisen, dass die
Betreffende bzw. der Betreffende den
Kreiswahlvorschlag unterstützt. 

4. Eine Wahlberechtigte bzw. ein Wahl-
berechtigter darf nur einen Kreiswahl-
vorschlag unterzeichnen; hat jemand
mehrere Kreiswahlvorschläge unter-
zeichnet, so ist seine Unterschrift auf
allen Kreiswahlvorschlägen ungültig. 

5. Kreiswahlvorschläge von Parteien
dürfen erst nach Aufstellung der Be-
werberin bzw. des Bewerbers durch
eine Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung unterzeichnet werden. Vor-
her geleistete Unterschriften sind
ungültig. 

Das Erfordernis zusätzlicher Unterschrif-
ten gilt nicht für Kreiswahlvorschläge von
Parteien nationaler Minderheiten (§ 20
Abs. 2 letzter Satz BWG). 

Anlagen zum Kreiswahlvorschlag 

Dem Kreiswahlvorschlag sind gem. § 34
Abs.5 BWO in jedem Fall folgende An -
lagen beizufügen:  

1. Die Erklärung der vorgeschlagenen
Bewerberin bzw. des vorgeschla-
genen Bewerbers nach dem Muster
der Anlage 15 BWO, dass sie bzw. er
ihrer bzw. seiner Aufstellung zustimmt
und für keinen anderen Wahlkreis die
Zustimmung zur Benennung als Be-
werberin bzw. Bewerber gegeben hat. 

2. Eine Bescheinigung der zuständigen
Gemeindebehörde nach dem Muster
der Anlage 16 BWO, dass die vorge-
schlagene Bewerberin bzw. der vor-
geschlagene Bewerber wählbar ist. 

Bei Wahlvorschlägen einzelner Wahl -
berechtigter zusätzlich 

3. mindestens 200 Unterstützungsunter-
schriften nach dem Muster der Anlage
14 BWO und für jeden Unterzeichner
eine Bescheinigung seiner Gemein-
debehörde, dass er im Wahlkreis 109
Mönchengladbach wahlberechtigt ist. 

Bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien
zusätzlich 

4. eine Ausfertigung der Niederschrift
über die Wahl der Bewerberin bzw. 

des Bewerbers mit Angaben über Ort
und Zeit der Versammlung, Form der
Einladung, Zahl der erschienenen Mit-
glieder und Ergebnis der Abstimmung,
im Falle eines Einspruches nach § 21
Abs. 4 BWG auch eine Ausfertigung
der Niederschrift über die wiederholte
Abstimmung. 

Außerdem eine Versicherung an Eides
Statt der Leiterin bzw. des Leiters der
Versammlung und zweier von der Ver-
sammlung bestimmten Teilnehmern,
dass 

a) die Wahl der Bewerberin bzw.
des Bewerbers in geheimer Ab-
stimmung erfolgt ist, 

b) jede bzw. jeder stimmberechtigte
Teilnehmerin bzw. Teilnehmer der
Versammlung vorschlagsberech-
tigt war und 

c) die Bewerber Gelegenheit hatten,
sich und ihr Programm in ange-
messener Zeit vorzustellen (§ 21
Abs. 3 und 6 BWG). 

Die Niederschrift soll nach dem Mu-
ster der Anlage 17 BWO gefertigt, die
Versicherung an Eides Statt nach dem
Muster der Anlage 18 BWO abgege-
ben werden 

sowie

bei Parteien, deren Parteieigenschaft
vom Bundeswahlausschuss festge-
stellt worden ist, mindestens 200 Un-
terstützungsunterschriften nach dem
Muster der Anlage 14 BWO und für
jede Unterzeichnerin bzw. jeden Un-
terzeichner eine Bescheinigung ihrer
bzw. seiner Gemeindebehörde, dass
sie bzw. er im Wahlkreis 109 Mön-
chengladbach wahlberechtigt ist.

Zurücknahme und Änderung von Kreis-
wahlvorschlägen 

Ein Kreiswahlvorschlag kann durch ge-
meinsame schriftliche Erklärung der Ver-
trauensperson und der stellvertretenden
Vertrauensperson zurückgenommen wer-
den, solange nicht über seine Zulassung
entschieden ist. Ein von mindestens 200
Wahlberechtigten unterzeichneter Kreis-
wahlvorschlag kann auch von der Mehr-
heit der Unterzeichner durch eine von ih-
nen persönlich und handschriftlich vollzo-
gene Erklärung zurückgenommen werden
(§ 23 BWG). 

Nach Ablauf der Einreichungsfrist kann
ein Kreiswahlvorschlag nur durch gemein-
same schriftliche Erklärung der Vertrau-
ensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson und nur dann geändert
werden, wenn die Bewerberin oder der
Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit ver-
liert. Das durch § 21 BWG vorgeschrie -
bene Verfahren bei der Aufstellung von 

Parteibewerbern braucht in solchen Fällen 
nicht eingehalten zu werden; der Unter-
schriften nach § 20 Abs. 2 und 3 BWG
bedarf es nicht. Nach der Entscheidung
über die Zulassung eines Kreiswahlvor-
schlages (§ 26 Abs. 1 Satz 1 BWG) ist jede
Änderung ausgeschlossen (§ 24 BWG). 

Vorprüfung von Kreiswahlvorschlägen 

Kreiswahlvorschläge werden unverzüglich
nach Eingang geprüft. Werden Mängel
festgestellt, so werde ich die Vertrauens-
person sofort benachrichtigen und auffor-
dern, behebbare Mängel rechtzeitig zu
beseitigen. Nach Ablauf der Einreichungs-
frist können nur noch Mängel an sich gül-
tiger Wahlvorschläge behoben werden.
Ein gültiger Wahlvorschlag liegt nicht vor
(§ 25 Abs. 2 BWG), wenn 

a) die Form oder Frist des § 19 BWG
nicht gewahrt ist,

b) die erforderlichen gültigen Unter-
schriften mit dem Nachweis der Wahl-
berechtigung der Unterzeichner feh-
len, es sei denn, der Nachweis kann
infolge von Umständen, die der Wahl-
vorschlagsberechtigte nicht zu vertre-
ten hat, nicht rechtzeitig erbracht wer-
den, 

c) bei einem Parteiwahlvorschlag die
Parteibezeichnung fehlt, die erforder -
liche Feststellung der Parteieigenschaft
durch den Bundeswahlausschuss ab-
gelehnt ist oder die Nachweise des
§ 21 BWG nicht erbracht sind, 

d) die Bewerberin bzw. der Bewerber
mangelhaft bezeichnet ist, so dass
seine Person nicht feststeht oder 

e) die Zustimmungserklärung der Bewer-
berin oder des Bewerbers fehlt. 

Nach der Entscheidung des Kreiswahl-
ausschusses über die Zulassung eines
Kreiswahlvorschlages (§ 26 Abs. 1 Satz 1
BWG) ist jede Mängelbeseitigung aus -
geschlossen (§ 25 Abs. 3 BWG). Gegen
Verfügungen des Kreiswahlleiters im
Mängelbeseitigungsverfahren kann die
Vertrauensperson den Kreiswahlaus-
schuss anrufen (§ 25 Abs. 4 BWG). 

Zulassung der Kreiswahlvorschläge 

Über die Zulassung der Kreiswahlvor-
schläge entscheidet der Kreiswahlaus-
schuss in öffentlicher Sitzung. Ort, Zeit
und Gegenstand der Verhandlungen des
Kreiswahlausschusses werden im amtli-
chen Bekanntmachungsorgan der Stadt
Mönchengladbach, in jedem Fall aber am
oder im Eingang des Sitzungsgebäudes
öffentlich bekannt gemacht. 

Der Kreiswahlausschuss hat Kreiswahl-
vorschläge zurückzuweisen, wenn sie 

a) verspätet eingereicht worden sind
oder 
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b) den Anforderungen nicht entspre-
chen, die durch das Bundeswahlge-
setz und die Bundeswahlordnung auf-
gestellt sind, es sei denn, dass in die-
sen Vorschriften etwas anderes be-
stimmt ist (§ 26 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2
BWG). 

Der Kreiswahlausschuss stellt die zu -
gelassenen Kreiswahlvorschläge mit den
in § 34 Abs. 1 Satz 2 BWO bezeichneten
Angaben fest. Fehlt bei einem anderen
Kreiswahlvorschlag (§ 20 Abs. 3 BWG)
das Kennwort oder erweckt es den Ein-
druck, als handele es sich um den Kreis-
wahlvorschlag einer Partei, oder ist es ge-
eignet, Verwechselungen mit einem früher
eingereichten Kreiswahlvorschlag hervor-
zurufen, so erhält der Kreiswahlvorschlag
den Namen des Bewerbers als Kennwort.
Geben die Namen mehrerer Parteien oder
deren Kurzbezeichnungen zu Verwechse-
lungen Anlass, so fügt der Kreiswahlaus-
schuss einem der Wahlvorschläge eine
Unterscheidungsbezeichnung bei; hat der
Landeswahlausschuss eine Unterschei-
dungsregelung getroffen, so gilt diese
(§ 36 Abs. 4 BWO). 

Weist der Kreiswahlausschuss einen
Kreiswahlvorschlag zurück, so kann
binnen drei Tagen nach Bekanntgabe
der Entscheidung Beschwerde an den
Landeswahlausschuss NRW, 40190
Düsseldorf eingelegt werden. Beschwer-
deberechtigt sind die Vertrauensperson
des Kreiswahlvorschlages, der Bundes-
wahlleiter und der Kreiswahlleiter. Der
Bundeswahlleiter und der Kreiswahlleiter
können auch gegen eine Entscheidung,
durch die ein Kreiswahlvorschlag zugelas-
sen wird, Beschwerde erheben. 

Bekanntmachung der Kreiswahl vor -
schläge 

Der Kreiswahlleiter macht die zugelasse-
nen Kreiswahlvorschläge spätestens am
07. August 2017 im amtlichen Bekannt-
machungsorgan der Stadt Mönchenglad-
bach bekannt (§ 26 Abs. 3 BWG und § 38
BWO). 

Vordrucke 

Die erforderlichen Vordrucke nach den
Mustern der BWO 
1. Anlage 13 – Kreiswahlvorschlag 
2. Anlage 14 – Formblatt für eine Unter-

stützungsunterschrift (Kreiswahlvor-
schlag) 

3. Anlage 15 – Zustimmungserklärung
für Bewerber eines Kreiswahlvor-
schlages 

4. Anlage 16 – Bescheinigung der Wähl-
barkeit 

5. Anlage 17 – Niederschrift über die
Aufstellung des Wahlkreisbewerbers 

6. Anlage 18 – Versicherung an Eides
Statt 

können bei mir angefordert werden. 

Parteien müssen bei Anforderung der Vor-
drucke nach Anlage 14 – Formblatt für
eine Unterstützungsunterschrift (Kreis-
wahlvorschlag) – die Aufstellung des Be-
werbers in einer Mitglieder- oder einer be-
sonderen oder allgemeinen Vertreterver-
sammlung nach § 21 BWG bestätigen. 

Mönchengladbach, 24. März 2017

Hans Wilhelm Reiners
Kreiswahlleiter für den Wahlkreis 109 
Mönchengladbach

Bekanntmachung

des Wahlleiters des Integrationsrates
2014 der Stadt Mönchengladbach über
die Ersatzbestimmung für ein ausgeschie-
denes Mitglied des Integrationsrates der
Stadt Mönchengladbach.

Frau Canan Özge Yüksel, Mitglied des In-
tegrationsrates der Stadt Mönchenglad-
bach, hat am 07.12.2016 ihr Mandat nie-
dergelegt.

Als Nächster aus dem Listenvorschlag der
Wählergruppe: „Zukunft in Vielfalt“ rückt

Herr                 Emrah Bektas
Geburtsjahr      1986
Geburtsort       Mönchengladbach
Wohnort           Mönchengladbach

in den Integrationsrat der Stadt Mönchen-
gladbach nach.

Gegen diese Feststellung kann innerhalb
eines Monats vom Zeitpunkt der Ver -
öffentlichung ab Einspruch beim Fachbe-
reich Bürgerservice, Abteilung Einwohner-
meldeangelegenheiten und Wahlen,
Goebenstraße 4-8 (Vitus-Center), Eingang
D, Zimmer 366, eingereicht werden.

Mönchengladbach, den 22.03.2017

Bernd Kuckels
Stadtdirektor und -kämmerer

Information und Beteiligung
der Öffentlichkeit an der

Fortschreibung des Nahversor-
gungs- und Zentrenkonzeptes
der Stadt Mönchengladbach

Das Nahversorgungs- und Zentrenkon-
zept der Stadt Mönchengladbach wurde
2007 als städtebauliches Entwicklungs-
konzept nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB
vom Rat beschlossen und wird zurzeit
fortgeschrieben. 

Das Konzept soll die Grundlage der räum-
lichen Steuerung des Einzelhandels in der
Stadt Mönchengladbach bilden, um die
Einzelhandels- und Funktionsvielfalt in
den zentralen Versorgungsbereichen so-
wie die Nahversorgungsstrukturen zu er-
halten und zu stärken. 

Bei der Beteiligung der Öffentlichkeit an
der Fortschreibung handelt es sich um
eine freiwillige Information der Stadt Mön-
chengladbach. 

Der Entwurf des Nahversorgungs- und
Zentrenkonzeptes wird zur Information
der Öffentlichkeit in der Zeit vom
10.04.2017 bis 05.05.2017 im Fachbe-
reich Stadtentwicklung und Planung, Rat-
haus Rheydt, Markt 11, 41236 Mönchen-
gladbach, Eingang G, Foyer im III. Ober-
geschoss, während der Dienststunden
ausgelegt: 

vormittags:
Montag bis Freitag
von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr, 
nachmittags:
Montag bis Mittwoch
von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
und Donnerstag
von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 

Die Fortschreibung des Nahversorgungs-
und Zentrenkonzeptes kann auch auf der
Homepage der Stadt Mönchengladbach
unter www.moenchengladbach.de – Rat-
haus – Stadtplanung – Fachbereich Stadt-
entwicklung und Planung – Generelle Pla-
nung – Stadtentwicklungsplanung einge-
sehen werden. 

Stellungnahmen zum Berichtsentwurf
können während der Auslegungsfrist bis
einschließlich 05.05.2017 beim Fach -
bereich Stadtentwicklung und Planung
schriftlich eingereicht oder per E-Mail an
generelle_planung@moenchengladbach.de
unter Angabe des Namens und der
Anschrift gesendet werden. 

Über die eingehenden Stellungnahmen
wird durch den Rat der Stadt Mönchen-
gladbach in öffentlicher Sitzung beraten. 
Die Fortschreibung des Nahversorgungs-
und Zentrenkonzeptes der Stadt Mön-
chengladbach soll als städtebauliches
Entwicklungskonzept i.S. des § 1 Abs. 6
Nr. 11 BauGB vom Rat beschlossen wer-
den. 

Mönchengladbach, den 22.03.2017

In Vertretung

Dr.-Ing. Gregor Bonin
Technischer Beigeordneter
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Beteiligung der Öffentlichkeit
an der Bauleitplanung

Die Stadt Mönchengladbach beabsichtigt,
für das nachstehend bezeichnete Gebiet
(siehe Abbildung) einen Bauleitplan aufzu-
stellen:

Bebauungsplan Nr. 783/O 

Stadtbezirk Ost, Neuwerk-Mitte, Gebiet
zwischen Bönninghausenstraße und Loo-
senweg

Allgemeine Ziele und Zwecke der
Planung:

Ziel der Planung ist die Schaffung neuer
Wohnbauflächen zur Stärkung der Stadt
Mönchengladbach als attraktiver Wohn-
standort. Durch die Umwandlung einer im
Bebauungsplan M Nr. 329 ausgewiese-
nen, aber im vorhandenen Umfang nicht
mehr erforderlichen Gemeinbedarfsfläche
in ein Reines Wohngebiet (WR) sollen die
planungsrechtlichen Voraussetzungen für
eine künftige Wohnbebauung geschaffen
werden.

Am Dienstag, dem 25.04.2017 findet um
18.00 Uhr im Ratssaal des Rathauses
Rheydt, Markt 11, 41236 Mönchenglad-
bach, eine Versammlung statt, in der die
Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele
und Zwecke der Planung öffentlich unter-
richtet wird. Gelegenheit zur Äußerung
und Erörterung wird der Öffentlichkeit in
der Zeit vom 24.04.2017 bis zum
09.05.2017 im Fachbereich Stadtentwick-
lung und Planung, Rathaus Rheydt, Ein-
gang G, im Foyer des III. Obergeschos-
ses, in den Zeiten

Montag bis Donnerstag
von 07.30 Uhr bis 16.00 Uhr,
und Freitag
von 07.30 Uhr bis 12.30 Uhr,

gegeben. Auch kann der Vorentwurf
während der Auslegungsfrist im Internet
auf der Homepage der Stadt Mönchen-
gladbach
(http://www.moenchengladbach.de
<Rathaus> <Stadtplanung>
<Aktuelle Bauleitplanverfahren>)
eingesehen werden.

Diese Bekanntmachung erfolgt aufgrund
des § 3 Abs. 1 des Baugesetzbuches
(BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Ge-
setzes vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722).

Mönchengladbach, den 22.03.2017

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Dr.-Ing. Gregor Bonin
Technischer Beigeordneter

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – FB10 –
41050 Mönchengladbach, vergibt in
öffentlicher Ausschreibung

Ort der Leistung:
Mönchengladbach

Art und Umfang der Leistung:
Machbarkeitsstudie zum Thema Digitali-
sierung und Konzeptionierung eines
modernen Verwaltungswesens

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
ab Mai 2017

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Lipperson, Tel. 02161 – 25- 3027

Vergaberechtl. Auskunft erteilt:
Herr Kirberich, Tel. 02161 – 25 -2561
Mail
zentrale-dienste@moenchengladbach.de

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort auf der Ver -
gabeplattform vergabe.nrw.de unter der
Vergabenummer 10-2017-003
Sie können auch unter E-mail
zentrale-dienste@moenchengladbach.de
angefordert werden. 

Ablauf der Angebotsfrist:
04.04.2017, 12:00 Uhr

Einzureichen schriftlich in deutscher
Sprache bei:
Stadt Mönchengladbach
Fachbereich Personal, Organisation und IT
Submissionsstelle VOL, Zimmer 022
Wilhelm-Strauß-Straße 50–52
41236 Mönchengladbach
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Folgende Eignungsnachweise werden
gefordert:
- Verpflichtungserklärungen gemäß der

Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

- Liste vergleichbarer Referenzen, zur
Sicherstellung der Eignung in Art,
Umfang und Qualität der geforderten
Leistung im öffentlichen Sektor zzgl.
Einer vollständigen Liste aller Partner
mit der dazugehörigen Beschreibung
aller Leistungsgegenstände

Zuschlagskriterien:
60 % Preis
20 % Qualität
20 % Ausführungsfrist

Die Angebotswertung erfolgt:
Zu 60 % nach Gebotspreis 
Niedrigster Preis 60 Punkte, ein davon
ausgehend doppelt so hoher Preis: 0
Punkte, dazwischen liegende Preise wer-
den interpoliert
Zu 20 % nach Ausführungszeitraum
Punkte werden im Rahmen einer Fris -
tenstaffelung vergeben: Auftragsaus-
führung nach Beauftragung innerhalb von 
4 Monaten = 20 Punkte
5 Monaten = 15 Punkte
6 Monaten = 10 Punkte
7 Monaten = 5 Punkte
mehr als 7 Monate = 0 Punkte
Zu 20 % Dienstleistungsqualität/
Leistungsausführung
Bieter, die die Studie durch eigenes,
dauerhaft beschäftigtes Personal als
durchgehend verfügbare und erreichbare
Ansprechpartner während der Leistungs-
phase erstellen, erhalten 20 Punkte. Aus-
genommen davon ist die Erstellung Sze-
nografie (optische Darstellung), die unter
Benennung des bearbeitenden Unterneh-
mens an Dritte vergeben werden kann.
Bieter, die die Studie unter anteiliger Be-
auftragung von Subunternehmern/Fremd-
personal erstellen, erhalten 0 Punkte

Bindefrist: 31.05.2017

Mit der Abgabe eines Angebots unterliegt
der Bewerber den Bestimmungen über
nicht berücksichtigte Angebote gem. § 19/
§22 EG VOL/A. Bei der Eröffnung der An-
gebote sind die Bieter bzw. ihre Bevoll-
mächtigten nicht zugelassen (VOL).

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
Fachbereich Personal, Organisation und IT

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Fach -
bereich Personal, Organisation und IT –,
41050 Mönchengladbach, vergibt in
öffentlicher Ausschreibung

Ort der Leistung:
Fachbereich Personal, Organisation und IT
Zentrale Poststelle
Weiherstraße 21,
41061 Mönchengladbach

Art und Umfang der Leistung:
Lieferung einer Maschine zur Erfassung
der Portokosten auf verschiedene
Kostenstellen für die zentrale Poststelle

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
Spätestens 6 Wochen nach Auftragsertei-
lung

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Halbowski, Tel.: 02161/25-25 66

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort auf dem Ver -
gabemarktplatz Rheinland
(www.vmp-rheinland.de) unter der Ver -
gabe  nummer 10-2017-002

Ablauf der Angebotsfrist:
19.04.2017, 12:00 Uhr

Einzureichen schriftlich in deutscher 
Sprache bei:
Fachbereich Personal, Organisation und IT
Wilhelm-Strauß-Straße 50–52,
Zimmer 022
41236 Mönchengladbach

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
- Verpflichtungserklärungen gemäß der

Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:
- Referenzen über die Lieferung ver-

gleichbarer Produkte

Zuschlagskriterien:
70 % Preis
20 % Garantie
10 % Lieferzeit

Beim Wertungskriterium Preis können
max. 70 Punkte erreicht werden. Das
preisgünstigste Angebot erhält die volle
Punktzahl. Das rechnerisch doppelt so
teure Angebot erhält 0 Punkte. Die dazwi-
schen liegenden Angebote werden inter -
poliert.

Beim Wertungskriterium Garantie können
max. 20 Punkte erreicht werden. Das An-
gebot mit der längsten Garantie erhält die
volle Punktzahl. Das Angebot mit der
rechnerisch halb so langen Garantie erhält
0 Punkte. Die dazwischen liegenden An -
gebote werden interpoliert.

Beim Wertungskriterium Lieferzeit können
max. 10 Punkte erreicht werden. Das An-
gebot mit der kürzesten Lieferzeit erhält
die volle Punktzahl. Das Angebot mit der
rechnerisch doppelt so langen Lieferzeit
erhält 0 Punkte. Die dazwischen liegenden
Angebote werden interpoliert.

Bindefrist:
30.05.2017

Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOL).

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Fachbereich Personal,
Organisation und IT –

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Fach -
bereich Schule und Sport –, 41050 Mön-
chengladbach, vergibt in öffentlicher
Ausschreibung

Ort der Leistung:
Gesamtschule Stadtmitte

Art und Umfang der Leistung:
Lieferung und Montage von Mobiliar

Aufteilung in Lose:
Ja

Art und Umfang der einzelnen Lose:
Los I: Lieferung und Montage von Mobiliar
für das Selbstlernzentrum
Los II: Lieferung und Montage von Mobiliar
für das Lehrerzimmer

Angebote sind möglich für:
alle Lose

Ausführungsfrist:
Sofort nach Auftragsvergabe

Fachliche Auskunft erteilt:
Frau Lambertz, FB Schule und Sport,
Tel. 02161/25-3752, Fax -3716, E-Mail:
Ursula.Lambertz@moenchengladbach.de
Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort auf dem Ver -
gabemarktplatz Rheinland
(vmp-rheinland.de) unter der Vergabe-
nummer „40.20-2017-002“.
Sie können auch unter den o.g. Kontakt-
daten angefordert werden.

Ablauf der Angebotsfrist:
20.04.2017, 12:00 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Fachbereich Personal, Organisation und IT,
Wilhelm-Strauß-Str. 50–52 Zimmer 22,
41236 Mönchengladbach
- schriftlich
Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.
Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
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Eigenerklärung gem. Ziffer 8 des An -
gebotsschreibens (EVM (L) Ang) zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen.

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen.

- Verpflichtungserklärungen gemäß der
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-Westfa-
len (per Vordruck)

Die Erteilung des Auftrages wird von fol-
gendem Nachweis aus dem Leistungsver-
zeichnis abhängig gemacht: 
- Nachweis über nachhaltige Forstwirt-

schaft durch Vorlage eines Zertifikates
von PEFC, FSC, vergleichbare Zertifi-
kate oder durch Einzelnachweise gem.
Runderlass des Min. für Wirtschaft,
Mittelstand und Energie NRW v.
12.04.2010, Kap. 2.3.3 b)

Zuschlagskriterien:
70 % Preis, 10 % Garantie, 20 % Qualität

Bindefrist:
42 Kalendertage – 01.06.2017

Mit der Abgabe eines Angebots unterliegt
der Bewerber den Bestimmungen über
nicht berücksichtigte Angebote gem. § 19/
§22 EG VOL/A.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOL).

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Fachbereich Schule und Sport –

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Fach -
bereich Geoinformation, Abteilung Geo-
datenzentrum –, 41050 Mönchenglad-
bach, vergibt in öffentlicher Ausschrei-
bung

Ort der Leistung:
Stadtgebiet Mönchengladbach

Art und Umfang der Leistung:
Beschaffung von Dienstleistungen im
Mobile-Mapping-Projekt
Erhebung und Bereitstellung von Geo -
daten bzw. georeferenzierten 360°-
Panorama-Bildern für die kommunale
Prozessunterstützung

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
November / Dezember 2017

Fachliche Auskunft erteilt:
Frau Sauter, Telefon: 02161/25-8663
Herr Jantschik, Telefon: 02161/25-8707

Die Angebotsunterlagen sind digital er-
hältlich und einzusehen ab sofort auf der
Vergabeplattform www.evergabe.nrw.de
unter der Vergabenummer VI/V-2017-063

Bei Fragen zum Verfahren wenden Sie
sich bitte an das Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang G), 2. Ober -
geschoss, Zimmer 2017 (Telefon 02161/
25-8014) oder  E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 

Ablauf der Angebotsfrist:
20.04.2017, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang G)
2. Obergeschoss, Zimmer 2017
- schriftlich

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVL)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen.

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen.

- Verpflichtungserklärungen gemäß der
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

 
Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:
• weitere Eignungsnachweise

1. Der Auftragnehmer muss mindes -
tens zwei abgeschlossene ver-
gleichbare Projekte belegen. (s.a.
Pos.1.2 im LV) 

2. Der Auftragnehmer erbringt den
Eigennachweis über die Einhaltung
von Datenschutzvorschriften und
Datensicherheitsstandards, insb.
die SaaS-Hosting-Dienstleistung
betreffend.

– Es werden Eignungsnachweise, die
durch Präqualifizierungsverfahren erwor-
ben werden, zugelassen.

Folgende Nachweise aus dem Leistungs-
verzeichnis:
1. Der Auftragnehmer muss die in Anlage
1 des Leistungsverzeichnis (LV) geforder-
ten Vorgaben des kommunalen bzw.
NRW-Datenschutzbeauftragen zum The-
ma „Straßenbefahrung“ zusagen und er-
füllen.
2. Der Auftragnehmer liefert eine zusam-
menfassende Beschreibung zur angebo-
tenen Umsetzung des mobile-mapping-
Projektes (s.a. Pos.2.1 im LV).
3. Der Auftragnehmer liefert zum Kennen-
lernen der angebotenen 3D-Visualisie-
rungsplattform aussagekräftige Produkt -
informationen, GUI- Screenshoots, Video-
dateien oder den Link mit Zugangsdaten
zu einem Demo-Portal der Anwendung
(s.a. Pos.5.2 im LV).
4. Der Auftraggeber liefert eine vollständi-
ge Beschreibung des Funktionsumfangs
und Leistungsmerkmale der angebotenen
3D-Visualisierungsplattform (s.a. Pos.5.7
im LV).

Zuschlagskriterien:
80 % Preis
20 % Qualität

Bindefrist:
30.05.2017

Mit der Abgabe eines Angebots unterliegt
der Bewerber den Bestimmungen über
nicht berücksichtigte Angebote gem. § 19/
§22 EG VOL/A.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOL).

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt –

Offenes Verfahren

Die Stadt Mönchengladbach – Fachbe-
reich Gebäudemanagement, Abteilung
Planung –, 41050 Mönchengladbach, ver-
gibt im Offenen Verfahren

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
Neubau Gesamtschule Stadtmitte,
Dülkener Str. 85
BT 1 Neubau Klassentrakt /
BT 2-4 Umbau / Sanierung

Art und Umfang der Leistung:
Außenanlagen / Schulhofsanierung /
Graben- und Leitungsarbeiten (Hochbau)
Die Baumaßnahme setzt sich dabei im
Wesentlichen aus folgenden Mengen zu-
sammen:
- Sanierung Asphaltfläche (inkl. Abtrag

und Neubau Tragschicht): ca. 1200qm
- Pflasterflächen Betonstein: ca. 250qm
- Wege-/Platzeinfassung: ca. 300m
- Winkelsteinmauer: ca. 50lfm
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- Rampenanlagen zur barrierefreien Er-
schließung, inkl. Geländer: ca. 22m

- Zaunanlage, inkl. mehrere Toranlagen:
110 lfm

- Abbruch Treppenanlage: 1 St.
- Vegetationsflächen: 620qm, davon ca.

440 qm als Schotterrasen
- Abbruch Mauerwerk: ca. 10m
- Einbau Fahrradbügel: 20 Stk.
- Einbau Mastleuchten: 2 Stk.
- Einbau Sitzbänke: 6 Stk.

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
Mai – August 2017

Nebenangebote werden zugelassen:
nein

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Kopelke, Telefon: 02161/25-8925

Die Angebotsunterlagen sind digital er-
hältlich und einzusehen ab sofort auf der
Vergabeplattform www.evergabe.nrw.de
unter der Vergabenummer VI/V-2017-051

Bei Fragen zum Verfahren wenden Sie
sich bitte an das Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/
25-8014) oder E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 

Ablauf der Angebotsfrist:
06.04.2017, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440

Die Submission findet am 06.04.2017,
10.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440, statt.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOB).

Sicherheitsleistung:
5 %

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen.

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen.

- Verpflichtungserklärungen gemäß der
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregisterge-
setzes), welcher
• auf Verlangen der Vergabestelle vorzu-

legen ist.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von
folgenden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung des Finanzamtes
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Krankenkasse
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Berufsgenossenschaft
• gültige Handwerkskarte/Bescheini-

gung der IHK
• Nachweise zur Beitragsentrichtung zur

gesetzlichen Sozialversicherung und
der gemeinsamen Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien gemäß § 7 Tarif-
treue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

• Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre
• Liste vergleichbarer Referenzobjekte
• jahresdurchschnittlich beschäftigte Ar-

beitskräfte der letzten 3 Jahre
• Angaben zur technischen Ausrüstung

für die Durchführung der Leistung
• Angaben zum für die Leistung und Auf-

sicht vorgesehenen technischen Per-
sonal

Eignungsnachweise, die durch Präquali fi -
zierungsverfahren erworben werden, sind
zugelassen.

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Zuschlagsfrist: 17.05.2017

Zu § 21a VOB/A: Vergabekammer
Rheinland, Spruchkörper Düsseldorf,
Am Bonneshof 35, 40474 Düsseldorf;
Tel.: 0211/475-0; 0211/475-3637; Fax:
0211/475-3989.

Datum der Absendung der europaweiten
Bekanntmachung an das Amt für amtliche
Veröffentlichungen der Europäischen Ge-
meinschaften: 10.03.2017

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt –

Offenes Verfahren

Die Stadt Mönchengladbach – Fachbe-
reich Gebäudemanagement, Abteilung
Planung –, 41050 Mönchengladbach, ver-
gibt im Offenen Verfahren

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
Neubau 6. Gesamtschule Neubau
Klassentrakt / Umbau Sanierung
Dülkener Str. 85

Art und Umfang der Leistung:
Metallbauarbeiten (Tür-/ Fensteranlagen
aus Stahl)

Aufteilung in Lose: Nein

Ausführungsfrist:
Mai / Juni 2017

Nebenangebote werden zugelassen:
nur bei gleichzeitiger Abgabe eines
Hauptangebotes

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Kopelke, Telefon: 02161/25-8925

Die Angebotsunterlagen sind digital er-
hältlich und einzusehen ab sofort auf der
Vergabeplattform www.evergabe.nrw.de
unter der Vergabenummer VI/V-2017-053

Bei Fragen zum Verfahren wenden Sie
sich bitte an das Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Oberge-
schoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/25-
8014) oder  E-mail
Zentrale-Vergabestelle-
DezernatVI@moenchengladbach.de 

Ablauf der Angebotsfrist:
06.04.2017, 11.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440

Die Submission findet am 06.04.2017,
11.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440, statt.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOB).

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz
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- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen.

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen.

- Verpflichtungserklärungen gemäß der
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregisterge-
setzes), welcher
• auf Verlangen der Vergabestelle vorzu-

legen ist.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von
folgenden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung des Finanzamtes
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Krankenkasse
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Berufsgenossenschaft
• gültige Handwerkskarte/Bescheini-

gung der IHK
• Nachweise zur Beitragsentrichtung zur

gesetzlichen Sozialversicherung und
der gemeinsamen Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien gemäß § 7 Tarif-
treue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

• Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre
• Liste vergleichbarer Referenzobjekte
• jahresdurchschnittlich beschäftigte Ar-

beitskräfte der letzten 3 Jahre
• Angaben zur technischen Ausrüstung

für die Durchführung der Leistung
• Angaben zum für die Leistung und Auf-

sicht vorgesehenen technischen Per-
sonal

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Zuschlagsfrist: 17.05.2017

Zu § 21a VOB/A: Vergabekammer
Rheinland, Spruchkörper Düsseldorf,
Am Bonneshof 35, 40474 Düsseldorf;
Tel.: 0211/475-0; 0211/475-3637; Fax:
0211/475-3989.

Datum der Absendung der europaweiten
Bekanntmachung an das Amt für amtliche
Veröffentlichungen der Europäischen Ge-
meinschaften: 10.03.2017

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt –

Offenes Verfahren

Die Stadt Mönchengladbach – Fach -
bereich Gebäudemanagement, Abteilung
Planung –, 41050 Mönchengladbach, ver-
gibt im Offenen Verfahren

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
Neubau 6. Gesamtschule Neubau
Klassen trakt / Umbau Sanierung Dülkener
Str. 85

Art und Umfang der Leistung:
Tischlerarbeiten / Beschlagarbeiten
(Innentüren und Zargen)

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
Mai / Juni 2017

Nebenangebote werden zugelassen:
nur bei gleichzeitiger Abgabe eines
Hauptangebotes

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Kopelke, Telefon: 02161/25-8925

Die Angebotsunterlagen sind digital er-
hältlich und einzusehen ab sofort auf der
Vergabeplattform www.evergabe.nrw.de
unter der Vergabenummer VI/V-2017-054

Bei Fragen zum Verfahren wenden Sie
sich bitte an das Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/
25-8014) oder E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 

Ablauf der Angebotsfrist:
07.04.2017, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440

Die Submission findet am 07.04.2017,
10.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440, statt.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOB).

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen.

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen.

- Verpflichtungserklärungen gemäß der
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregisterge-
setzes), welcher
• auf Verlangen der Vergabestelle vorzu-

legen ist.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung des Finanzamtes
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Krankenkasse
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Berufsgenossenschaft
• gültige Handwerkskarte/Bescheini-

gung der IHK
• Nachweise zur Beitragsentrichtung zur

gesetzlichen Sozialversicherung und
der gemeinsamen Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien gemäß § 7 Tarif-
treue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

• Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre
• Liste vergleichbarer Referenzobjekte
• jahresdurchschnittlich beschäftigte Ar-

beitskräfte der letzten 3 Jahre
• Angaben zur technischen Ausrüstung

für die Durchführung der Leistung
• Angaben zum für die Leistung und Auf-

sicht vorgesehenen technischen Per-
sonal

Eignungsnachweise, die durch Präqualifi-
zierungsverfahren erworben werden, sind
zugelassen.

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Zuschlagsfrist:
18.05.2017

Zu § 21a VOB/A: Vergabekammer
Rheinland, Spruchkörper Düsseldorf,
Am Bonneshof 35, 40474 Düsseldorf;
Tel.: 0211/475-0; 0211/475-3637; Fax:
0211/475-3989.

Datum der Absendung der europaweiten
Bekanntmachung an das Amt für amtliche
Veröffentlichungen der Europäischen Ge-
meinschaften: 10.03.2017
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Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt –

Offenes Verfahren

Die Stadt Mönchengladbach – Fach -
bereich Gebäudemanagement, Abteilung
Gebäudetechnik –, 41050 Mönchenglad-
bach, vergibt im Offenen Verfahren

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
Gesamtschule Stadtmitte, Karl-Fegers-
Str. 85

Art und Umfang der Leistung:
Personenaufzug für den Klassentrakt

Ausführungsfrist:
15.05.2017 – 04.06.2018

Nebenangebote werden zugelassen:
nur bei gleichzeitiger Abgabe eines
Hauptangebotes

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Meichsner, Telefon: 02161/25-8983

Die Angebotsunterlagen sind digital er-
hältlich und einzusehen ab sofort auf der
Vergabeplattform www.evergabe.nrw.de
unter der Vergabenummer VI/V-2017-048

Bei Fragen zum Verfahren wenden Sie
sich bitte an das Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Oberge-
schoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/25-
8014) oder  E-mail
Zentrale-Vergabestelle-
DezernatVI@moenchengladbach.de 

Ablauf der Angebotsfrist:
07.04.2017, 11.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440

Die Submission findet am 07.04.2017,
11.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Oberge-
schoss, Zimmer 440, statt.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOB).

Sicherheitsleistung:
5 %

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:

Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen.

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen.

- Verpflichtungserklärungen gemäß der
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregisterge-
setzes), welcher
• mit dem Angebot vorzulegen ist.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung des Finanzamtes
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Krankenkasse
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Berufsgenossenschaft
• gültige Handwerkskarte/Bescheini-

gung der IHK
• Nachweise zur Beitragsentrichtung zur

gesetzlichen Sozialversicherung und
der gemeinsamen Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien gemäß § 7 Tarif-
treue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

• Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre
• Liste vergleichbarer Referenzobjekte
• jahresdurchschnittlich beschäftigte Ar-

beitskräfte der letzten 3 Jahre
• Angaben zur technischen Ausrüstung

für die Durchführung der Leistung
• Angaben zum für die Leistung und Auf-

sicht vorgesehenen technischen Per-
sonal

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Zuschlagsfrist:
05.06.2017

Zu § 21a VOB/A: Vergabekammer
Rheinland, Spruchkörper Düsseldorf,
Am Bonneshof 35, 40474 Düsseldorf;
Tel.: 0211/475-0; 0211/475-3637; Fax:
0211/475-3989.

Datum der Absendung der europaweiten
Bekanntmachung an das Amt für amtliche
Veröffentlichungen der Europäischen Ge-
meinschaften: 09.03.2017

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt –

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Fachbe-
reich Gebäudemanagement, Abteilung
Baumanagement –, 41050 Mönchenglad-
bach, vergibt in öffentlicher Ausschrei-
bung

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
GGS Untereicken, Eickener Straße 311,
41065 Mönchengladbach

Art und Umfang der Leistung:
Tiefbauarbeiten – Sanierung Schulhof

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
17.07.-29.08.2017

Nebenangebote werden zugelassen:
Nein

Fachliche Auskunft erteilt:
Frau Sonntag-Blank,
Telefon: 02161/25-8940

Die Angebotsunterlagen sind digital er-
hältlich und einzusehen ab sofort auf der
Vergabeplattform www.evergabe.nrw.de
unter der Vergabenummer VI/V-2017-056

Bei Fragen zum Verfahren wenden Sie
sich bitte an das Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/
25-8014) oder E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 

Ablauf der Angebotsfrist:
11.04.2017, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440

Die Submission findet am  11.04.2017,
10.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440, statt.

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.
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Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen.

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen.

- Verpflichtungserklärungen gemäß der
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregisterge-
setzes), welcher
• auf Verlangen der Vergabestelle vor -

zulegen ist.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung des Finanzamtes
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Krankenkasse
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Berufsgenossenschaft
• gültige Handwerkskarte/Bescheini-

gung der IHK
• Nachweise zur Beitragsentrichtung zur

gesetzlichen Sozialversicherung und
der gemeinsamen Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien gemäß § 7 Tarif-
treue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

• Liste vergleichbarer Referenzobjekte
• jahresdurchschnittlich beschäftigte Ar-

beitskräfte der letzten 3 Jahre
• Angaben zum für die Leistung und Auf-

sicht vorgesehenen technischen Per-
sonal

Eignungsnachweise, die durch Präqualifi-
kationsverfahren erworben werden, wer-
den zugelassen.

Zuschlagsfrist: 
23.05.2017

Zuschlagskriterien:
100 % Preis
Zu VOB/A § 12 Abs. 1 Nr. 2 w): Bezirks -
regierung Düsseldorf – Dezernat 34 –,
Postfach 30 08 65, 40408 Düsseldorf

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt –

Offenes Verfahren

Die Stadt Mönchengladbach – Fach -
bereich Gebäudemanagement, Abteilung
Gebäudetechnik –, 41050 Mönchenglad-
bach, vergibt im Offenen Verfahren

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
Gesamtschule Stadtmitte,
Dülkener Straße 85

Art und Umfang der Leistung:
Wärmedämm-Verbundsystem (WDVS)

Ausführungsfrist:
Mai / Juni 2017

Nebenangebote werden zugelassen:
nur bei gleichzeitiger Abgabe eines
Hauptangebotes

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Kopelke, Telefon: 02161/25-8925

Die Angebotsunterlagen sind digital er-
hältlich und einzusehen ab sofort auf der
Vergabeplattform www.evergabe.nrw.de
unter der Vergabenummer VI/V-2017-059

Bei Fragen zum Verfahren wenden Sie
sich bitte an das Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Oberge-
schoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/25-
8014) oder E-mail
Zentrale-Vergabestelle-
DezernatVI@moenchengladbach.de 

Ablauf der Angebotsfrist:
13.04.2017, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440

Die Submission findet am 13.04.2017,
10.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440, statt.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOB).

Sicherheitsleistung: Keine

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 

- Zahlung von Steuern sowie der Bei -
träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen.

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen.

- Verpflichtungserklärungen gemäß der
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregisterge-
setzes), welcher
• auf Verlangen der Vergabestelle vorzu-

legen ist.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung des Finanzamtes
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Krankenkasse
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Berufsgenossenschaft
• gültige Handwerkskarte/Bescheini-

gung der IHK
• Nachweise zur Beitragsentrichtung zur

gesetzlichen Sozialversicherung und
der gemeinsamen Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien gemäß § 7 Tarif-
treue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

• Umsatz der letzten 3 Geschäftsjahre
• Liste vergleichbarer Referenzobjekte
• jahresdurchschnittlich beschäftigte Ar-

beitskräfte der letzten 3 Jahre
• Angaben zur technischen Ausrüstung

für die Durchführung der Leistung
• Angaben zum für die Leistung und Auf-

sicht vorgesehenen technischen Per-
sonal

Eignungsnachweise, die durch Präqualifi-
zierungsverfahren erworben werden, sind
zugelassen. 

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Zuschlagsfrist:
24.05.2017

Zu § 21a VOB/A: Vergabekammer
Rheinland, Spruchkörper Düsseldorf,
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Am Bonneshof 35, 40474 Düsseldorf;
Tel.: 0211/475-0; 0211/475-3637; Fax:
0211/475-3989.

Datum der Absendung der europaweiten
Bekanntmachung an das  Amt für amtli-
che Veröffentlichungen der Europäischen
Gemeinschaften: 14.03.2017

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt –

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Fach -
bereich Straßenbau und Verkehrstechnik,
Abteilung Straßen- und Ingenieurbau –,
41050 Mönchengladbach, vergibt in
öffentlicher Ausschreibung

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
Zufahrt Feuerwache Beckrather Straße 95

Art und Umfang der Leistung:
Straßenbauarbeiten

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
April bis Mai 2017

Nebenangebote werden zugelassen:
Nein
Fachliche Auskunft erteilt:

Herr Döll, Telefon: 02161/25-9099

Die Angebotsunterlagen sind digital er-
hältlich und einzusehen ab sofort auf der
Vergabeplattform www.evergabe.nrw.de
unter der Vergabenummer VI/V-2017-049

Bei Fragen zum Verfahren wenden Sie
sich bitte an das Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/
25-8014) oder E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 

Ablauf der Angebotsfrist:
10.04.2017, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440

Die Submission findet am 10.04.2017,
10.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440, statt.

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen.

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen.

- Verpflichtungserklärungen gemäß der
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregisterge-
setzes), welcher
• auf Verlangen der Vergabestelle vorzu-

legen ist.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• Nachweise zur Beitragsentrichtung zur

gesetzlichen Sozialversicherung und
der gemeinsamen Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien gemäß § 7 Tarif-
treue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

Es werden Eignungsnachweise, die durch
Präqualifizierungsverfahren erworben wer -
den, zugelassen.

Zuschlagsfrist:
11.05.2017

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Zu VOB/A § 12 Abs. 1 Nr. 2 w): Bezirks -
regierung Düsseldorf – Dezernat 34 –,
Postfach 30 08 65, 40408 Düsseldorf

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt –

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Fach -
bereich Straßenbau und Verkehrstechnik,
Abteilung Straßen- und Ingenieurbau –,
41050 Mönchengladbach, vergibt in
öffentlicher Ausschreibung

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
Kanalbaufolgemaßnahme
Roermonder Straße,
1. BA

Art und Umfang der Leistung:
Straßenbau, Beleuchtung, LSA, Weg -
weisung, Begrünung
4.250 cbm Boden lösen, laden und ent-
sorgen
570 qm bit. Befestigung aufnehmen und
entsorgen
2.100 t Teer aufnehmen und entsorgen
2.750 qm Pflaster- und Plattenbelag auf-
nehmen und entsorgen
6.500 qm Planum
860 qm Schottertragschicht nacharbeiten
28 St Straßenabläufe
2.000 qm Asphaltoberbau BK10
5.400 qm Pflaster- und Plattenbelag
1.500 m Randeinfassungen
130 m Blockstufen
4 St Signalmaste setzen
3.000 m Energiekabel liefern und verlegen
38 Stck Straßenleuchten setzen
7 St Fußgängerüberwege
17 Bäume pflanzen und pflegen

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
Juni 2017 – April 2018 

Nebenangebote werden zugelassen:
nur bei gleichzeitiger Abgabe eines
Hauptangebotes

Fachliche Auskunft erteilt:
Frau Götschel, Telefon: 02161/25-9072

Die Angebotsunterlagen sind digital er-
hältlich und einzusehen ab sofort auf der
Vergabeplattform www.evergabe.nrw.de
unter der Vergabenummer VI/V-2017-050

Bei Fragen zum Verfahren wenden Sie
sich bitte an das Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/
25-8014) oder E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 

Ablauf der Angebotsfrist:
18.04.2017, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440
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Die Submission findet am 18.04.2017,
10.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440, statt.

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Bei -

träge zur Sozialversicherung und zur
Berufsgenossenschaft,

- Straf- oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarz -
arbeiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen.

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen.

- Verpflichtungserklärungen gemäß der
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue- und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue-
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregisterge-
setzes), welcher
• auf Verlangen der Vergabestelle vorzu-

legen ist.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung des Finanzamtes
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Krankenkasse
• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-

gung der Berufsgenossenschaft
• gültige Handwerkskarte/Bescheini-

gung der IHK
• Nachweise zur Beitragsentrichtung zur

gesetzlichen Sozialversicherung und
der gemeinsamen Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien gemäß § 7 Tarif-
treue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

• Liste vergleichbarer Referenzobjekte

• jahresdurchschnittlich beschäftigte Ar-
beitskräfte der letzten 3 Jahre

• Angaben zur technischen Ausrüstung
für die Durchführung der Leistung

• Angaben zum für die Leistung und Auf-
sicht vorgesehenen technischen Per-
sonal

Es werden Eignungsnachweise, die durch
Präqualifizierungsverfahren erworben wer -
den, zugelassen.

Zuschlagsfrist:
30.05.2017

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Zu VOB/A § 12 Abs. 1 Nr. 2 w): Bezirks -
regierung Düsseldorf – Dezernat 34 –,
Postfach 30 08 65, 40408 Düsseldorf

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planen, Bauen,
Mobilität, Umwelt –

Bekanntmachung

Raumordnungsverfahren für die geplan-
te Erdgasfernleitung Lichtenbusch –
St. Hubert (ZEELINK 1) der Open Grid
Europe GmbH

Die Regionalplanungsbehörde bei der
Bezirksregierung Köln hat das o.g. Raum -
ordnungsverfahren am 20.02.2017 ab -
geschlossen.

Die Raumordnerische Beurteilung liegt mit
Begründung ab sofort für die Dauer von
5 Jahren in der Stadtverwaltung Mön-
chengladbach, Fachbereich Geoinforma -
tion, Geodatenzentrum, Rathaus Rheydt,
Eingang G (Karstadtgebäude), 2. Etage,
Markt 11, 41236 Mönchengladbach
während der üblichen Dienststunden:

Montags bis Mittwochs
von 7:45 bis 12:30 Uhr und
von 14:00 bis 15:00 Uhr,
Donnerstags
von 7:45 bis 16:30 Uhr und
Freitags von 7:45 bis 11:00 Uhr

im Zimmer 2004 zur allgemeinen Einsicht-
nahme öffentlich aus.

Mönchengladbach, den 09.03.17

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
Fachbereich Geoinformation
Im Auftrag
Palmen

Öffentliche Bekanntmachung
gemäß § 3a des Gesetzes über

die Umweltverträglichkeits -
prüfung (UVPG)

Die Firma Windpark Mönchengladbach III
GmbH & Co. KG, Kirchstr. 10 in 50389
Wesseling hat folgendes Vorhaben auf
dem Gebiet der Stadt Mönchengladbach,
Gemarkung Hardt -alte-, Flur 5, Flur-
stücke 201, 202 beantragt:

Antrag nach § 4 Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG) auf Errichtung
und Betrieb einer Windenergieanlage. Der
Betrieb soll ausschließlich in der Tagzeit
erfolgen. 

Gemäß § 3c des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in
Verbindung mit Ziffer 1.6.2 der Anlage 1
zum UVPG, ist eine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchzuführen, wenn das
Vorhaben nach Einschätzung der zustän-
digen Behörde aufgrund überschlägiger
Prüfung unter Berücksichtigung der in An-
lage 2 zum UVPG aufgeführten Kriterien
erhebliche nachteilige Umweltauswirkun-
gen haben kann, die nach § 12 UVPG zu
berücksichtigen wären. 

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine
Vorprüfung im Einzelfall ergeben, dass er-
hebliche nachteilige Umweltauswirkungen
durch die beantragten Vorhaben nicht zu
erwarten sind. 

Gemäß § 3a Satz 1 UVPG stelle ich daher
fest, dass für die beantragten Vorhaben
eine Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung nicht be-
steht. 

Die Feststellung ist gemäß § 3a Satz 3
UVPG nicht selbständig anfechtbar. 

Stadt Mönchengladbach, 31.03.2017 
Der Oberbürgermeister 
Fachbereich Umwelt
116-VI.0005/16/1.6.2-UIB-MG-III

Im Auftrag 
Weinthal
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Kraftloserklärung
eines Sparkassenbuches

Das nachstehend aufgeführte verloren -
gegangene Sparkassenbuch, ausgestellt
von der Stadtsparkasse Mönchenglad-
bach, wurde am 17. März 2017 durch
Beschluss des Sparkassenvorstandes für
kraftlos erklärt:

Sparkassenbuch-Nr.:

3401235464

Dieser Beschluss des Sparkassenvorstan-
des kann nur durch Klage nach Maßgabe
der §§ 957, 958 ZPO angefochten wer-
den.

Mönchengladbach, den 20. März 2017

STADTSPARKASSE
MÖNCHENGLADBACH
Der Vorstand

Kraftloserklärung
eines Sparkassenbuches

Das nachstehend aufgeführte verloren -
gegangene Sparkassenbuch, ausgestellt
von der Stadtsparkasse Mönchenglad-
bach, wurde am 17. März 2017 durch
Beschluss des Sparkassenvorstandes für
kraftlos erklärt:

Sparkassenbuch-Nr.:

4221246384

Dieser Beschluss des Sparkassenvorstan-
des kann nur durch Klage nach Maßgabe
der §§ 957, 958 ZPO angefochten wer-
den.

Mönchengladbach, den 20. März 2017

STADTSPARKASSE
MÖNCHENGLADBACH
Der Vorstand

Kraftloserklärung
eines Sparkassenbuches

Das nachstehend aufgeführte verloren -
gegangene Sparkassenbuch, ausgestellt
von der Stadtsparkasse Mönchenglad-
bach, wurde am 17. März 2017 durch
Beschluss des Sparkassenvorstandes für
kraftlos erklärt:

Sparkassenbuch-Nr.:

4300378793

Dieser Beschluss des Sparkassenvorstan-
des kann nur durch Klage nach Maßgabe
der §§ 957, 958 ZPO angefochten wer-
den.

Mönchengladbach, den 20. März 2017

STADTSPARKASSE
MÖNCHENGLADBACH
Der Vorstand
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